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Bevor die Einigung zustande kam, behaupteten die Chef:innen von Royal Mail, der britischen Post,
das Unternehmen stehe kurz vor dem Bankrott, und drohten mit einer Insolvenz, falls die
Kommunikationsarbeiter:innen-Gewerkschaft CWU keine Einigung erzielen würde.

Nicht zu glauben, hat die CWU-Führung dieser Erpressung nachgegeben und der aktuellen
Vereinbarung zugestimmt, die die Bedingungen der Beschäftigten verschlechtert, um die
Rentabilität wiederherzustellen. Auf den ersten Seiten des Abkommens werden die Bestimmungen
ausdrücklich mit der Rückkehr der Gewinne verknüpft.

Der Vorsitzende der Londoner CWU, Martin Walsh, der die Einigung verteidigt, hat sich dieser
Meinung angeschlossen. Er argumentiert, dass weitere Streiks die Situation von Royal Mail
verschlimmert und das Unternehmen gezwungen hätten, noch stärkere Kürzungen als die in der
Vereinbarung vorgeschlagenen vorzunehmen oder in die Verwaltung zu gehen, was bedeuten würde,
dass „Tausende von Arbeitsplätzen verlorengingen, die nicht direkt mit der USO (Universal Service
Obligations; Umfassende Pflichtdienste) verbunden sind“.

In einem anderen Beitrag (auf den Hunderte von verärgerten Antworten von Postangestellten
eingingen) sagte er: „Diejenigen, die behaupten, dass die Regierung uns aus der Patsche helfen
wird, haben nur teilweise Recht. Sie hätten die USO weitergeführt, aber alles andere, einschließlich
Paketen, LAT (Briefverteilung), CSPs (Fracht, Schwerpakete) usw., wäre wahrscheinlich eingestellt
worden, was zu Tausenden von sofortigen Arbeitsplatzverlusten geführt hätte, wobei nur die
gesetzlichen Abfindungen zur Verfügung gestanden hätten.“

Das ist nicht unbedingt richtig und auch nicht realistisch.

Wenn wir mit Nein stimmen, geht das Unternehmen dann bankrott?

Zunächst einmal kennen wir die tatsächliche finanzielle Lage von Royal Mail nicht und werden sie
auch nicht erfahren, bevor der Streik beendet ist und eine Einigung mit den Beschäftigten erzielt
wurde.

Zweitens bedeutet die Annahme der Vereinbarung, dass die Bosse dafür belohnt werden, dass sie im
letzten Jahr eine halbe Milliarde Gewinn eingestrichen und uns dann in der Vorweihnachtszeit zum
Streik gezwungen, sie Konkurrent:innen für die Übernahme profitabler Paketzustellungen bezahlt
haben und für Leiharbeitskräfte tief in die Tasche greifen mussten, um einen von ihnen provozierten
Streik zu brechen.

Drittens: Ist es wirklich glaubhaft, dass ein Unternehmen, das vor der Pandemie profitabel war (in
Höhe von 100 Millionen Pfund) und mehr Pakete denn je zustellt, unter normalen Bedingungen rote
Zahlen schreibt?

Letztendlich bedeutet dies, dass man der Politik des Vorstands von Royal Mail nachgeben muss. Die
internationale Holdinggesellschaft der Royal Mail, IDS, ist profitabel und schottet ihren Betrieb im
Vereinigten Königreich absichtlich ab, um die im Ausland erwirtschafteten Profite den
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Aktionär:innen zukommen zu lassen und die Belegschaft unter Druck zu setzen. Das ist eine
bewusste Politik, vor der wir nicht in die Knie gehen sollten. Die Profite der Royal Mail wurden
verwendet, um die internationalen Vermögenswerte zu erwerben, und man war froh, die Aktivitäten
damals miteinander zu verbinden!

Öffnung der Geschäftsunterlagen

Wir haben keinen Grund, die Behauptungen der Geschäftsführung für bare Münze zu nehmen.
Öffnet die Geschäftsbücher und lasst uns sehen, wie es wirklich um das Unternehmen steht! Wenn
es als gewinnorientierte Firma nicht lebensfähig ist, dann muss es verstaatlicht werden.

Die Wahrheit ist, dass das Unternehmen ohnehin wieder verstaatlicht werden sollte. Die
Versprechungen, dass die Privatisierung dringend benötigte Investitionen in das Unternehmen
bringen würde, waren immer ein Schwindel: Sie haben in den letzten 10 Jahren fast 2 Milliarden
Pfund an Gewinnen entnommen.

Die 670 Millionen Pfund Gewinn, die im letzten Jahr gemacht worden sind, hätte man nutzen
können, um das Unternehmen von Grund auf zu modernisieren. Wir könnten jeden Lieferwagen
durch einen umweltfreundlichen Elektrotransporter ersetzen, die Büros gut isolieren, um die
Heizkosten zu senken, und uns neue Arbeitsschuhe zulegen, ohne monatelang warten zu müssen!

Unabhängig davon, wie es um die Finanzen des Unternehmens bestellt ist, ist es eine harte
Wahrheit, dass die Royal Mail nicht gleichzeitig ein gut geführter Betrieb sein kann, der eine
wichtige öffentliche Dienstleistung erbringt und seinen Mitarbeiter:innen anständige
Arbeitsbedingungen bietet, und zugleich eine Goldgrube für milliardenschwere Aktionär:innen.

Wie bei allen anderen öffentlichen Diensten, die privatisiert wurden – von der Wasser- bis zur
Energieversorgung – haben die Dividenden die Investitionen bei weitem übertroffen, und das
Ergebnis ist ein schlechterer Dienst, der die Nutzer:innen mehr kostet und von Arbeiter:innen
erbracht wird, deren Löhne, Arbeitsbedingungen und Renten bis auf die Knochen gekürzt wurden.

Royal Mail sollte wieder verstaatlicht werden, ohne einen Penny Entschädigung für die
Profiteur:innen.

„Aber die Tories wären schlimmer!“

Das Argument, dass eine von einer konservativen Tory-Regierung geführte Royal Mail in
öffentlichem Besitz schlimmer wäre als die derzeitige private Verwaltung, wird von den
Befürworter:innen des Deals gewöhnlich vorgetragen. Aber es ist schwer zu erkennen, wie es noch
schlimmer kommen könnte.

Sie mussten die Zähne zusammenbeißen und Liberty Steel vor zwei Jahren verstaatlichen, als das
Unternehmen in Konkurs ging. Die East Coast Mainline (elektrifizierte Eisenbahnlinie zwischen
London King’s Cross und Edinburgh Waverley) wird von einem öffentlichen Unternehmen betrieben,
nachdem sich private Betreiber:innen zurückgezogen hatten.

Ein wichtiger Grund für die Privatisierung war, dass es für eine Regierung politisch viel schwieriger
ist, einen öffentlichen Dienst so zu zerstören, wie es private Eigentümer:innen mit der
Notwendigkeit einer Profitsteigerung rechtfertigen können. Die von einem verstaatlichten
Unternehmen erwirtschafteten Gewinne werden in den Dienst reinvestiert oder tragen zur
Finanzierung anderer staatlicher Ausgaben bei – bei einem privaten Unternehmen werden sie in
Jachten oder Steuerparadiesen investiert.



Eine Wiederverstaatlichung der Royal Mail und eine anschließende Kürzung der allgemeinen
Dienstleistungen wäre also selbst für die Tories politisch schwierig, ebenso wie eine Abspaltung des
Paketdienstes, wie Martin Walsh sagt. Die neuen Paketzentren wurden über Jahre hinweg mit den
Gewinnen der Royal Mail bezahlt, und man kann nicht davon ausgehen, dass die Regierung sie
absichtlich inoperabel und unrentabel macht – wenn es eine öffentlichkeitswirksame, mit Streiks
verbundene Kampagne zur Wiederverstaatlichung der Post gibt.

Derzeit kann sich Premierminister Rishi Sunak noch zurücklehnen, während der Milliardär Kretinsky
und seine Marionette Simon Thompson (Hauptgeschäftsführer von Royal Mail) unsere Arbeits- und
Tarifbedingungen auseinandernehmen – „mit mir hat das nichts zu tun, Regierungschef“.

Aber das ändert sich, sobald Sunak dafür am Haken hängt. Wenn wir kämpfen, wird es für die Tories
zu einem politischen Problem, wenn sie dabei beobachtet werden, wie sie die USO kürzen oder eine
Gewerkschaft zerschlagen.

Würde die Bevölkerung uns dennoch unterstützen?

Es wird gesagt, dass die Royal Mail und ein Zustellsystem in der Öffentlichkeit nicht mehr beliebt
genug sind oder nicht mehr gebraucht werden. Aber das ist nicht wahr. Der Rest der
Gewerkschaftsbewegung würde uns sicherlich unterstützen, wenn wir kämpfen.

Eine Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Survation vom August 2022 ergab, dass 68 Prozent
der Öffentlichkeit der Meinung sind, dass die Royal Mail verstaatlicht werden sollte. Eine Kampagne
für die Wiederverstaatlichung, die ohnehin die Politik der CWU zum Ziel hat, würde breite
Unterstützung finden, weil ein ehemals öffentlicher Dienst dem Profit geopfert wurde, und ein
Bankrott würde dies deutlich machen.

Wenn wir gewinnen würden, dann wären die Wiederverstaatlichung der Eisenbahn, der Rauswurf
der Profitgeier aus dem Nationalen Gesundheitswesen, die Kontrolle über die Profiteur:innen, die
die Energierechnungen in die Höhe treiben und die Abwässer in unsere Flüsse leiten, echte
Möglichkeiten und die logischen nächsten Schritte.

Die Vorstellung, dass eine Wiederverstaatlichung unter einer Labour-Regierung wahrscheinlicher ist
oder Parteichef Keir Starmer netter wäre als die Tories, ist nur ein Trugbild. Ohne massiven Druck
würde er das nicht tun. Die Tatsache, dass Royal Mail sagt, es sei fast bankrott und nicht mehr
tragfähig, erzeugt jetzt den stärksten Druck für seine Wiederverstaatlichung.

Und das Argument, dass eine Renationalisierung durch die Torys automatisch schlechter wäre als
das Ergebnis der aktuellen Vereinbarung, ist zwar verständlich, aber nicht wahr. Anstatt einer
rücksichtslosen Unternehmensleitung nachzugeben, die nur noch mehr fordern wird, kann sich die
CWU gegen alle Versuche der Tories wehren, die USO oder unsere Arbeitsbedingungen in einem
wiederverstaatlichten Unternehmen zu beschneiden, und eine Solidaritätsbewegung um uns herum
aufbauen.

Das setzt jedoch voraus, dass die CWU-Führer:innen ihre Strategie der Absprachen mit der
Unternehmensleitung, der Zusammenarbeit bei Umstrukturierungen und der Kürzung unserer
Löhne und Arbeitsbedingungen aufgeben und stattdessen für die Gewerkschaftspolitik kämpfen – die
lautet: Wiederverstaatlichung.

Und das wiederum setzt voraus, dass sich die Basis der Gewerkschaft organisiert, um einen solchen
Richtungswechsel voranzutreiben und unsere Macht wiederherzustellen, damit wir ihn von der Basis
aus durchsetzen können.



Als Sozialist:innen würden wir noch weiter gehen. Das Unternehmen sollte verstaatlicht werden,
ohne dass die Bonzen, die das Vermögen und die Gewinne abgeschöpft und den öffentlichen Dienst
in die Knie gezwungen haben, auch nur einen Cent erhalten. Es sollte nur eine Entschädigung für
die Kleinaktionär:innen geben, und der Postdienst sollte unter der demokratischen Kontrolle der
Arbeiter:innen und Kund:innen geführt werden.


